
  

  
  
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.08.2017 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der 32. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates vom 31.05.2017: 

 
zu 9.1 Antrag der Fraktionen CDU/FDP, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und MitBÜRGER für Halle - NEUES FORUM – 
Berichterstattung zu Grundstücksgeschäften - 
Vorlage: VI/2017/03044 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   verwiesen 
 

durch Geschäftsordnungsantrag des Oberbürgermeisters 
in den 

Ausschuss für Finanzen, städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften 
und in den  

Hauptausschuss 
 

 

Beschlussvorschlag:                                         
 
 
Die Stadtverwaltung berichtet dem Ausschuss für Finanzen, städtische 
Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften quartalsweise über sämtliche 
Grundstücksgeschäfte der Stadt. 
 
 
 
 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.08.2017 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der 32. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates vom 31.05.2017: 

 
zu 9.2 Antrag der CDU/FDP-Fraktion zum Wegfall von Parkflächen 

Vorlage: VI/2017/03043 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   verwiesen  
 

durch Geschäftsordnungsantrag des Oberbürgermeisters 
in den 

Ausschuss für Planungsangelegenheiten, 
und in den  

Ausschuss für Personalangelegenheiten 
 

 

Beschlussvorschlag:                                         
 
 

1. Bei allen relevanten Beschlussvorlagen der Stadtverwaltung den öffentlichen 

Straßenraum betreffend, sind die etwaige Reduzierung von Parkflächen für den MIV 

zu beziffern und zu begründen. 

 

2. Die Stadtverwaltung wird beauftragt eine Datenerhebung über Parkflächen in der 

Innenstadt zu erstellen, in welcher der Bestand vor und nach Baumaßnahmen 

rückwirkend zum 01.01.2015  erfasst ist. Diese Datenerhebung ist dem Stadtrat bis 

August 2017 als Informationsvorlage zur Kenntnis zu geben. 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.08.2017 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der 32. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates vom 31.05.2017: 

 
zu 9.3 Antrag der CDU/FDP-Fraktion zur Verbesserung von 

Reinigungsleistungen an Schulen in städtischer Trägerschaft 
Vorlage: VI/2017/03053 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   verwiesen 
 

durch Geschäftsordnungsantrag  
der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) 

in den Bildungsausschuss 
und den 

Ausschuss für Finanzen, städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften 
 

 

Beschlussvorschlag:                                         
 
 
1. Die Reinigung an den Schulen in städtischer Trägerschaft erfolgt zum Schuljahresbeginn 
2017/18 wieder auf dem Niveau wie es bis zum Schuljahresende 2014/15 vertraglich 
vereinbart war. 
 
2. Den Schulen werden die jeweils aktuellen Reinigungspläne ausgehändigt, um eine 
bessere Kontrolle zu haben, ob die vereinbarten Leistungen auch erbracht werden. 
 
 
 
 

F.d.R. 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.08.2017 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der 32. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates vom 31.05.2017: 

 
zu 9.4 Antrag der Fraktionen CDU/FDP, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und MitBÜRGER für Halle - NEUES FORUM  zur Änderung 
der Hauptsatzung der Stadt Halle (Saale) sowie der 
Zuständigkeitsordnung der Ausschüsse des Stadtrates der Stadt 
Halle (Saale) 
Vorlage: VI/2017/03048 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   verwiesen  
 

durch Geschäftsordnungsantrag des Oberbürgermeisters 
in den 

Ausschuss für Finanzen, städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschafen, 
und in den 

Hauptausschuss 
 

 

 

Beschlussvorschlag:                                         
 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
1. Die Hauptsatzung der Stadt Halle (Saale) wird wie folgt geändert: 
 
§ 6 Zuständigkeit des Oberbürgermeisters  und der beschließenden Ausschüsse  
 
(1) Der Oberbürgermeister entscheidet abschließend über:  
 
. 
.      3. Rechtsgeschäfte im Sinne des § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA, deren Vermögenswert 
          100.000,- Euro nicht übersteigt, … 
 

 



  

  
(4) Der Finanzausschuss entscheidet abschließend über:  
. 
 
     3. Rechtsgeschäfte im Sinne des § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA mit Ausnahme von         
         Schenkungen und Darlehen der Stadt Halle (Saale), soweit deren Vermögenswert über  
         100.000,- Euro beträgt und 1.000.000,- Euro nicht übersteigt, 
 
 
2. Die Zuständigkeitsordnung der Ausschüsse des Stadtrates der Stadt Halle (Saale) ist 
entsprechend anzupassen 
 
 
 
 
 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.08.2017 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der 32. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates vom 31.05.2017: 

 
zu 9.5 Antrag des Stadtrates Christoph Bernstiel (CDU/FDP-Fraktion) zur 

Reinigung des Denkmals zur Erinnerung an die 
Montagsdemonstrationen 
Vorlage: VI/2017/03052 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   verwiesen 
 

durch Geschäftsordnungsantrag der  
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) 

in den  
Ausschuss für Ordnung und Umweltangelegenheiten 

 

 

Beschlussvorschlag:                                         
 
 
Das Denkmal zur Erinnerung an die Montagsdemonstrationen (Weg der Erinnerung) auf dem 
Hansering wird künftig mindestens zweimal im Kalenderjahr, professionell gereinigt. 
 
 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.08.2017 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der 32. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates vom 31.05.2017: 

 
zu 9.6 Antrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 

Unterstützung der Volksinitiative für mehr Lehrer*innen und 
pädagogische Mitarbeiter*innen an Sachsen-Anhalts Schulen 
Vorlage: VI/2017/03071 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   mehrheitlich zugestimmt 
 

 

Beschluss:                                         
 
Anfang Mai startete die von einem breiten Bündnis getragene Volksinitiative „Gegen den 
Mangel – Unseren Kindern Zukunft geben“. Kernforderung der Volksinitiative ist die 
Einstellung von 1.000 Lehrerinnen und Lehrern und 400 pädagogischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern zusätzlich zu den aktuellen Planungen der Landesregierung, um das in den 
letzten Jahren entstandene Personaldefizit an Sachsen-Anhalts Schulen – und somit 
Unterrichtsausfall und mangelnde Bildungsqualität – zu beseitigen. Die Stadt und der 
Stadtrat Halle (Saale) begrüßen die Volksinitiative und bekennen sich zu deren Zielen. Im 
Rahmen der vorhandenen Mittel und Möglichkeiten wird die Volksinitiative durch die Stadt 
und den Stadtrat Halle unterstützt. 
 
 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.08.2017 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der 32. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates vom 31.05.2017: 

 
zu 9.7 Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Änderung der 

Satzung über die Benutzung des städtischen Frauenschutzhauses 
Vorlage: VI/2017/03069 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   verwiesen 
 

durch Geschäftsordnungsantrag des Oberbürgermeisters 
in den 

Sozial-, Gesundheits- und Gleichstellungsausschuss, 
sowie in den 

Jugendhilfeausschuss 
 
 

 

Beschlussvorschlag:   
 

Die Satzung über die Benutzung des städtischen Frauenschutzhauses wird wie folgt 

geändert: 

 

§ 7 wird ein Absatz (5) folgenden Wortlautes hinzugefügt: 

„Frauen und deren Kindern, die nach § 1 oder § 2 (5) dieser Satzung schutzbedürftig sind, 

die Benutzungsgebühr nach § 7 (1) und (2) aber aus wirtschaftlichen Gründen nicht zahlen 

können, wird diese erlassen. Die entsprechenden Auslagen trägt die Stadt Halle (Saale).“ 

 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.08.2017 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der 32. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates vom 31.05.2017: 

 
zu 9.8 Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale), der Fraktion DIE LINKE 

sowie der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN zur Übertragung des 
Streetwork Fanprojektes Halle an einen freien Träger 
Vorlage: VI/2017/03073 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   verwiesen  
 

durch Geschäftsordnungsantrag des Oberbürgermeisters 
in den 

Sportausschuss, 
und  

Hauptausschuss, 
sowie durch Geschäftsordnungsantrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) 

in den 
Jugendhilfeausschuss 

 

 

Beschlussvorschlag:                                         
 
Der Stadtrat beauftragt die Stadtverwaltung, dem Stadtrat bis zur Sitzung des Stadtrates im 
August 2017 eine Ausschreibung zum Zweck der Übertragung des Streetwork Fanprojektes 
an einen freien Träger zum Beschluss vorzulegen. 
 
 
 
 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.08.2017 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der 32. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates vom 31.05.2017: 

 
zu 9.9 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu einem städtischen 

Mobilitätsprojekt für Schülerinnen und Schüler an Grundschulen 
Vorlage: VI/2017/03056 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   einstimmig zugestimmt  
 

 

Beschluss:                                         
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, inwiefern sich kommunale Grundschulen 
und deren Horte am Mobilitätsprojekt „Zu Fuß zur Schule“ für Schülerinnen und Schüler 
beteiligen wollen. Das Prüfergebnis wird dem Stadtrat im September 2017 vorgelegt. 
 
 
 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.08.2017 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der 32. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates vom 31.05.2017: 

 
zu 9.9.1 Änderungsantrag des Oberbürgermeisters zum Antrag der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu einem städtischen Mobilitätsprojekt für 
Schülerinnen und Schüler an Grundschulen (VI/2017/03056) 
Vorlage: VI/2017/03095 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   mehrheitlich zugestimmt 
 

 

Beschluss:                                         
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, inwiefern sich kommunale Grundschulen 
und deren Horte am Mobilitätsprojekt „Zu Fuß zur Schule“ für Schülerinnen und Schüler 
beteiligen wollen. Das Prüfergebnis wird dem Stadtrat im September 2017 vorgelegt. 
 
 
 
 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.08.2017 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der 32. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates vom 31.05.2017: 

 
zu 9.10 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Maßnahmen gegen 

Folgen von Kinderarmut 
Vorlage: VI/2017/03055 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   verwiesen  
 

durch Geschäftsordnungsantrag des Oberbürgermeisters 
in den 

Sozial-, Gesundheits- und Gleichstellungsausschuss, 
sowie in den 

Jugendhilfeausschuss 
 

 

Beschlussvorschlag:                                         
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, mit dem Haushaltsentwurf 2018 drei zusätzliche 
Vollzeitstellen und entsprechende Sachmittel im Fachbereich Gesundheit bereitzustellen, um 
folgende zusätzliche Aufgaben (jeweils eine VzS) ab dem kommenden Haushaltsjahr zu 
erbringen:  
 
1. Neuausrichtung der „Neugeborenenbegrüßung“ 

 Umstellung/ Ausbau dieses niedrigschwelligen Beratungsangebotes für Neu-Eltern zu 

einem Besuchsservice 

 der Begrüßungsbesuch ist ein freiwilliges und kostenloses Angebot, bei dem eine 

Mitarbeiter*in des „Teams Begrüßungsbesuche“ zu den Familien nach Hause kommt  

- er dient der Information und Beratung der Eltern zu all ihren Fragen in Bezug auf 

ihre neue Situation des Elternseins 

 das Team der Begrüßungsbesuche ist sozialräumlich vernetzt und kennt relevante 

Angebote im Stadtraum, wie Stillberatung, Krabbelgruppen oder Babyschwimmen 

 
2. Familiencoaching in Zusammenarbeit mit dem EB Kita und als Angebot für andere 

Träger von Kindertageseinrichtungen 



  

  
 Koordination und Organisation von Angebote in Kindertageseinrichtungen in den 

Themenbereichen kindgerechte Entwicklung, Ernährung und Gesundheitsförderung 

 
3. Elternberatung an der Schnittstelle Schule 

 Information und Beratung der Eltern zu Veränderungen und Herausforderungen in 

Bezug auf den Schulbeginn in Zusammenhang mit den Vorschuluntersuchungen der 

Kinder. 

 Erarbeitung und Ausreichung von Übersichten zu bestehenden 

Unterstützungsangeboten, beispielsweise: 

o zu gesunder Ernährung 

o zu kostenlosen und kostenpflichtigen Angeboten für Kinder in den Bereichen 

Sport, Kultur, Soziales 

o zu Angeboten der Familienberatungsstellen 

Nach zwei Jahren werden die Maßnahmen und deren Umsetzung evaluiert und der Stadtrat 
über die Ergebnisse informiert. 
 
 
 
 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 
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